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Beschlussauszug 

Sitzung des Hauptausschusses anstelle des Rates nach § 
60 Abs. 2 GO NRW vom 18.03.2021 

 
6.12 16. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 

Bundesstadt Bonn 
geändert beschlossen 
 

202011-03 AA 

 

Abstimmungsergebnis: geändert, einstimmig, wie ST-04 
 
 
Beschluss: 
 
Den Mandatsträgern können im Rahmen des Fahrkostenersatzes statt der 
Bereitstellung von Einzelfahrscheinen für den Nahverkehr zukünftig Netzkarten 
für den Nahverkehr des Stadtgebiets ausgehändigt werden – vergleichbar 
einem städtischen Job-Ticket. 
 
Maßgaben nach ST-04: 
Bei Annahme des Antrages prüft die Verwaltung zunächst umfassend die 
Kosten und den Aufwand zur Bereitstellung einer Netzkarte (alternativ Job-
Ticket) und legt dem Rat einen entsprechenden Beschlussvorschlag zur 
Änderung der Entschädigungsordnung vor. 
  
Begründung: 
  
Grundsätzlich kann der aus § 45 Abs. 7 in Verbindung mit § 5 der 
Entschädigungsverordnung NRW entstehende Anspruch auf Erstattung von 
Fahrtkosten durch Bereitstellung einer Netzkarte für das Gemeindegebiet 
abgegolten werden. Besonders relevant ist hierbei der Vergleich zwischen den 
Kosten einer Netzkarte und dem tatsächlich entstehendem Aufwand. Im Detail 
wird auf das beigefügte Schreiben der Bezirksregierung Köln verwiesen, dieses 
ist nach aktueller Auskunft nach wie vor gültig. 
  
Kernaussagen: 
  

• Bei den in § 5 Abs. 2 genannten Möglichkeiten zur Erstattung 
handelt es sich um Handlungsoptionen der Gemeinde zur 
Abgeltung von Fahrtkosten, es besteht kein Auswahlanspruch 
eines Mandatsträgers 

• Jeder Antrag auf Bereitstellung einer Netzkarte wird individuell 
geprüft. Fällt der persönliche Anspruch auf Erstattung geringer als 
die entstehenden Kosten aus, ist eine Bereitstellung über einen 
finanziellen Beitrag des betroffenen Mandatsträgers möglich 

• Entstehen der Gemeinde bei der Bereitstellung einer Netzkarte 
höhere Kosten, als bei Ausgabe eines Job-Tickets entstehen 
würden, kann der Anspruch auch über ein Job-Ticket abgegolten 
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werden. 
  
 Anmerkung zum JobTicket: 
  
Aktuell ist die Abgabe eines JobTickets an kommunale Mandatsträger*innen 
gemäß der JobTicket-Tarifbestimmungen nicht möglich. Danach ist die 
entgeltliche oder unentgeltliche Weitergabe von Trägerkarten an Personen, die 
nicht ständig beschäftigte Mitarbeitende sind, unzulässig. Die Verwaltung wird 
bei Annahme des Antrages mit der VRS über die Möglichkeit einer Anpassung 
sprechen. Darüber hinaus müssten ggf. auch steuerrechtliche Aspekte bei 
Ausgabe eines Jobtickets geprüft werden. 
 

- - - 
 
Die Maßgaben gehen auf die Beschlussfassung zu ST-04 zurück. 
 
 
An einer Aussprache beteiligten sich: 
 
Stv. Achtermeyer -Grüne-, der die Initiative begrüßt und vorschlägt, im Sinne 
der Stellungnahme der Verwaltung zu beschließen. 
 
Stv. Déus -CDU-, der darauf hinweist, dass es hierzu auch Änderungen in der 
Entschädigungsordnung von Seiten des Landes geben wird. 
 
Stv. Dr. Maxein -Volt-, der anregt, die Kosten dem Aufwand 
gegenüberzustellen. Er äußert die Sorge, dass man hierin ein Privileg für 
Stadtverordnete sehen könnte. 
 
Stv. Hümmrich -FDP-, der darauf hinweist, dass ja zunächst ein Prüfauftrag im 
Sinne der Stellungnahme beschlossen werden soll. 
 
Stv. Dr. Maxein -Volt-, der dem Antrag zustimmen möchte, wenn es sich 
zunächst um einen Prüfauftrag handelt. 
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